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Ausnahmen 
Voraussetzungen 

Baubewilligung 
a) Erfordernis 

b) keine Baube­
willigung 

c) Voraussetzungen 
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Art. 4 

Für die Erteilung von Ausnahmen von kommunalen, 
regionalen, kantonalen und eidgenössischen Bau­
vorschriften, sind die Bestimmungen des Bundesge­
setzes über die Raumplanung (Art. 24 RPG) , des 
kante BauG (Art. 26 ff, Art. 80 ff BauG) , des 
Strassenbaugesetzes (Art. 66 SBG) und der Bauver­
ordnung (Art. 55 und 102 ff BauV) massgebend. 

Art. 5 

1 Bauten und Anlagen dürfen erst erstellt, abge­
ändert oder abgebrochen werden, wenn hiefür die 
rechtskräftige Bewilligung nach den Bestimmungen 
des Baubewilligungsdekretes vom 10. Februar 1970/ 
11. September 1984 (BewD) und die erforderlichen 
besonderen Bewilligungen (Art. 2 und 42 BewD) 
vorliegen. 

2 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Baube­
willigungsdekretes über den vorzeitigen Baubeginn 
Art. 39 BewD) und die Befreiung vom Bewilligungs­
erfordernis (Art. 1 Abs. 3 BauG / Art. 6 BewD). 

Siehe Art. 6 Bew. D 

Art. 6 

1 Es können nur Bauvorhaben bewilligt werden, 
welche 
a) die baupolizeilichen Bestimmungen (Ab­

schnitt B) und die Zonenvorschriften 
(Abschnitt C) dieses Reglementes einhalten; 

b) über eine hinreichende Erschliessung (Art. 7ff 
BauG, Art. 3 ff BauV) , die erforderliche Ab­
stellfläche für Motorfahrzeuge, Fahrräder und 
Motorfahrräder (Art. 16 ff BauG, Art. 49 ff 
BauV) und, wo vorgeschrieben, über einen 
Kinderspielplatz, Aufenthaltsbereiche und 
grössere spielflächen (Art. 15 BauG, Art. 42 
ff BauV) verfügen; 

c) die übrigen Bestimmungen der Baugesetz­
gebung einhalten. 
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KAPITEL A) ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN, VORAUSSETZUNG DER UEBERBAUUNG 

Zweck 

Geltungsbereich, 
Bedeutung 

Besitzstands­
garantie 

Art. 1 

Die Bauordnung der Gemeinde bezweckt die 
Förderung einer harmonischen Besiedlung der 
Gemeinde. Die Bauzone soll sinnvoll und 
rationell genutzt werden. Verdichtete Wohn­
formen, die dem Charakter Grellingens ange­
passt sind, sollen gefördert werden. 

Art. 2 

1 Das Baureglement - einschliesslich der grafi­
schen Darstellung der Messvorschriften im Anhang -
gilt für das ganze Gemeindegebiet. Es bildet 
zusammen mit dem Zonenplan Teil 1 (Bauzone) und 
Teil 2 (Landwirtschaftszone, Schutzzonen) die bau­
rechtliche Grundordnung der Gemeinde. Es ist 
als ergänzendes Recht anwendbar, soweit beson­
dere baurechtliche Ordnungen bestehen. 

Art. 3 

1 Aufgrund bisherigen Rechts bewilligte oder 
bewilligungsfreie Bauten und Anlagen werden 
in ihrem Bestand durch neue Vorschriften 
und Pläne nicht berührt. 

2 Sie dürfen unterhalten, zeitgemäss erneuert 
und, soweit dadurch ihre Rechtswidrigkeit nicht 
verstärkt wird, auch umgebaut oder erweitert 
werden. 

3 An Gebäuden, die eine Baulinie überragen, 
sind Arbeiten gemäss Absatz 2 gestattet, wenn 
diese dem Zweck der Baulinie nicht wider­
sprechen. 
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KAPITEL B) BAUPOLIZEILICHE VORSCHRIFTEN 

I. BAUWEISE 

Offene Bauweise 

Annähernd ge­
schlossene Bauweise 

Art. 7 

1 Wo es nicht anders bestimmt ist, gilt die 
offene Bauweise. 

2 Der Zusammenbau von Gebäuden ist innerhalb 
der zulässigen Gesamtlänge gestattet. 

Art. 8 

1 In den Kernzonen KA, KB und KC gilt die 
annähernd geschlossene Bauweise; diese ent­
spricht der bestehenden, traditionellen Bau­
weise. 

2 Bei Um- und Wiederaufbauten kann auf die bis­
herigen Mauerfluchten gebaut werden, sofern Bau­
linien nicht etwas anderes vorschreiben. In 
wichtigen Bereichen der Kernzonen kann die Bau­
kommission verlangen, dass auf die bisherigen 
Mauerfluchten gebaut werden muss. 

3 Neubauten haben einen minimalen seitlichen 
Grenzabstand von 1,50 meinzuhalten. 

4 Die Grenzabstände sind in diesem Gebiet 
im Sinne von Art. 79 Abs. 1 EGzZGB aufgehoben. 

5Von der hofseitigen Fassade sind die Ge­
bäude- und Grenzabstände der offenen Bauweise 
einzuhalten, sofern nicht rückwärtige oder 
Hofbaulinien bestehen. 



Geschlossene 
Bauweise 

Brandmauern 

11. BAUABSTÄNDE 

Bauabstand von 
öffentlichen 
strassen 
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Art. 9 

1 Bei geschlossener Bauweise sind die Gebäude 
bis auf eine Tiefe von 12 Meter von der Bau­
linie oder bei deren Fehlen von der bestehenden 
Gebäudeflucht aus gemessen, mit einer Brand­
mauer auf die Grenze zu stellen. Der Anbau ist 
gestattet bis auf eine Tiefe von 18 Meter, 
wenn der Nachbar zustimmt oder seinerseits 
mit einer Brandmauer von entsprechender Tiefe 
an die Grenze gebaut hat. 

2 Von einer hofseitigen Fassade sind die vor­
geschriebenen Gebäudeabstände der offenen 
Fassade einzuhalten, sofern nicht rückwärtige 
oder Hofbaulinien bestehen. 

3 In den im Zonenplan festgelegten Bereichen 
gilt die geschlossene Bauweise verbindlich. 

Art. 10 

1 Die Brandmauern sind nach den Vorschriften 
der Gebäudeversicherung auszuführen (siehe 
Brandschutzordner 1986, Brandschutzvorschrif­
ten Nr. 305). 

Art. 11 

1 Von Staatsstrassen ist ein Bauabstand von 5 m, 
von Gemeindestrassen ein solcher von 3,60 m 
einzuhalten. Längs von strassen getrennten 
Fuss- und Radwegen ist ein min. Bauabstand von 
1,50 m erforderlich. Der Strassenabstand 
wird vom äussersten Rand des öffentlichen Ver­
kehrsraumes aus gemessen. Vorbehalten bleiben 
die in der Kernzone festgelegten besonderen 
Abstandsregelungen. Für zur strasse recht­
winklig stehende Garagen muss ein Abstand 
von 5 m eingehalten werden. 



Abstandsregelung 
für Bauvorhaben an 
Gewässern 

Grenzabstand 
gegenüber nachbar­
lichem Grund 
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2 Im übrigen gelten die Bestimmungen des 
strassenbaugesetzes vom 2. Februar 1964 / 
12. Februar 1985. 

Art. 12 

1 Entlang der öffentlichen Gewässer und der unter 
öffentliche Aufsicht gestellten Privatgewässer, 
ist ein wasserbaupolizeilicher Minimalabstand 
von 10 m, gemessen ab oberer Böschungskante, ein­
zuhalten. 
2 Vorbehalten bleiben die Regelungen der Bau­
abstände durch die Uferschutzzone gemäss Zonen­
plan Teil 1 und 2. 

Art. 13 

1 Der Grenzabstand ist die kürzeste zulässige 
Entfernung zwischen Fassade und Grundstücks­
grenze. Es gelten die Masse gemäss folgender 
Tabelle: 

Fassadenlänge Geschosszahl 
1 2 3 4 

bis 6 m 3,0 3,0 3,0 3,5 
über 6 - 12 m 3,0 3,0 4,0 5,0 
über 12 - 24 m 3,0 4,0 5,5 7,0 
über 24 - 36 m 3,0 5,0 7,0 9,0 
über 36 - 48 m 3,5 6,0 8,0 10,0 

Grenzabstände in der Industriezone siehe 
Art. 31. 

Illustration, Bemessung Grenzabstände 
(siehe Anhang) . 

5 

4,0 
6,0 
8,5 

11,0 
12,0 



Unbewohnte An­
und Nebenbauten 

Näherbaurecht 

Gebäudeabstand 
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Art. 14 

1 Für nicht dauernd bewohnte An- und Nebenbauten, 
wie Einstellgaragen, Gartenhäuschen, mindestens 
einseitig offene Gartenhallen, offene Schwimm­
becken und dergleichen, genügt allseitig ein 
Grenzabstand von 2 m, sofern die mittlere 
Gebäudehöhe dieser Bauten 4 m und ihre Grund­
fläche 60 m2 nicht übersteigen. 

2 Der Grenzanbau ist gestattet, wenn der Nachbar 
zustimmt oder, wenn an ein nachbarliches, an 
die Grenze stehendes Nebengebäude, angebaut werden 
kann. 

Art. 15 

1 Mit schriftlicher Zustimmung des Nachbarn 
dürfen Bauten näher an die Grenze gestellt oder 
an die Grenze gebaut werden. Der minimale 
Gebäudeabstand darf dabei 3 m nicht unter­
schreiten. Vorbehalten bleibt die Befugnis 
zum Zusammenbau an der Grenze gemäss 
Art. 9 

2 Bei fehlender nachbarlicher Zustimmung oder 
bei fehlender Anbaubefugnis an nachbarliche 
Grenzbauten ist ein Näherbau nur mit Ausnahme­
bewilligung gemäss Art. 26 BauG gestattet. 

Art. 16 

1 Der Abstand zweier Gebäude muss wenigstens 
der Summe der dazwischenliegenden, für sie vorge­
schriebenen Grenzabstände entsprechen. Bei 
Gebäuden auf demselben Grundstück wird er 
berechnet, wie wenn eine Grenze zwischen ihnen 
läge. Vorbehalten bleibt Art. 15. 

2 Für nicht dauernd bewohnte An- und Nebenbauten 
im Sinne von Art. 14 ist gegenüber Gebäuden 
auf demselben Grundstück kein Gebäudeabstand 
erforderlich. 



Vorspringende An­
lagen und Bauteile 
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3 Gegenüber Bauten, die aufgrund früherer bau­
rechtlicher Bestimmungen den nach diesem 
Reglement vorgeschriebenen Grenzabstand nicht 
einhalten, reduziert sich der Gebäudeabstand 
um das Mass des fehlenden Grenzabstandes. 

Art. 17 

1 Vorspringende offene Bauteile wie Vordächer, 
Vortreppen, einzelne Balkone (auch mit Seiten­
wänden) , dürfen - von der Umfassungsmauer aus 
gemessen - höchstens 1,50 m in den Grenzab­
stand heineinragen. 

2 Unter dem gewachsenen Boden dürfen Bauten 
und Bauteile bis 1 m an die Grundstücksgrenze, 
mit schriftlicher zustimmung des Nachbarn bis 
zur Grundstücksgrenze, heranreichen. 

3 Für vorspringende Anlagen und Bauteile in 
den öffentlichen Verkehrsraum oder in die 
Bauverbotszone von öffentlichen strassen, 
gelten die Bestimmungen des Kant. strassen­
baugesetzes (Art. 63 ff). 

111. GESCHOSSE, GEBAEUDEHOEHE 

Geschosse 

Art. 18 

1 Als Geschosse zählen das Erdgeschoss und 
die Obergeschosse. 

2 Das Kellergeschoss zählt als Geschoss, wenn 
es bei offener Bauweise im Mittel aller Fassaden 
bis oberkant Erdgeschossboden gemessen das 
fertige Terrain um mehr als 1,20 m überragt. 
Abgrabungen für Hauseingänge und Garagenein­
fahrten werden nicht mitgerechnet. 

3 Der Dachausbau zählt als Geschoss, wenn die 
Kniewandhöhe in der Fassadenflucht von ober­
kant Dachgeschossfussboden bis oberkant Dach­
sparren gemessen, 1,60 m überschreitet. 

A Für Wohn- und Arbeitsräume im Kellergeschoss 
bleiben die besonderen gesundheitspolizeilichen 
Vorschriften (Art. 62 ff BauV) vorbehalten. 



Gebäudehöhe 
a) Im Allgemeinen 

b) Gestaffelte 
Gebäude 

Gebäudehöhe in den 
Kernzonen A, B 
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Art. 19 

1 Die Gebäudehöhe wird in den Fassadenmitten 
gemessen und zwar vom gewachsenen Boden (Art. 97 
BauV) bis zur Schnittlinie der Fassadenflucht 
mit Oberkante des Dachsparrens, bei Flachdächern 
bis oberkant offene oder geschlossene Brüstung. 
Bei frei abgestützten Bauteilen gilt die 
äusserste Abgrenzung der Abstützungen als 
Fassadenflucht. Giebelfelder und Abgrabungen 
für einzelne Hauseingänge und einzelne Garagen­
einfahrten werden nicht angerechnet. 

2 Die zulässige Gebäudehöhe (Art. 37) darf auf 
keiner Gebäudeseite überschritten sein. Bei 
Bauten am Hang ist talseits eine Mehrhöhe von 
1 m gestattet. Als Hang gilt eine Neigung des 
gewachsenen Bodens, die in der Fallinie ge­
messen, innerhalb des Gebäudegrundrisses 
wenigstens 10 % beträgt (siehe Anhang I). 

Art. 20 

Bei Gebäuden, deren Schnittlinie zwischen 
Fas~adenflucht und Oberkante des Dachsparrens 
~bel Fla~hdachbauten Oberkante der Brüstung) 
ln der Hohe gestaffelt ist, und bei Bauten am 
Hang, die im Grundriss gestaffelt sind ist die 
Gebäudehöhe für jeden dieser Gebäudeteile 
gesondert zu messen. 

Art. 21 

1 Die Gebäudehöhe in der Kernzone A und B 
w~rd vom ~tra~senniveau aus gemessen (strassen­
mltte). Dle slch aus der max. Gebäudehöhe ab 
Strassenmitte ergebende Höhenkote (Schnitt­
linie Fas~adenflucht/OK Dachsparren) darf auf 
allen Gebaudeseiten nicht überragt werden. 



IV. DACHAUSBAU 

Dachausbau 
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Art. 22 

1 Der Einbau von Wohn- und Arbeitsräumen im 
Dachraum ist über der gesamten Grundriss­
fläche zulässig. 

2 Die gesundheitspolizeilichen Vorschriften 
(insbesondere Art. 62 ff BauV) müssen einge­
halten werden. 

V. UMGEBUNGSGESTALTUNG 

VI. AUSNÜTZUNG 

Ausnützungsziffer 

Art. 23 

1 Die Umgebung (Aussenräume) von Bauten und 
Anlagen ist so zu gestalten, dass sich eine 
gute Einordnung in Landschaft und Siedlung 
ergibt und dass sie den Bedürfnissen der 
Benützer entspricht. Für die Bepflanzung 
sind möglichst einheimische Pflanzenarten 
zu verwenden. 

2 Für die Gestaltung der Aufenthaltsbereiche 
und von Spielplätzen gilt Art. 15 BauG und 
Art. 42 ff Bau V. 

3 Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsgestal­
tungsplan einzureichen (Art. 14 BewD). 

Art. 24 

1 Auf eine Begrenzung der zulässigen Nutzung 
mittels einer Ausnützungsziffer wird ver­
zichtet. Die Nutzung der Bauten wird durch 
die Ueberbauungsziffer, Gebäudehöhe, Grenz­
und Gebäudeabstände begrenzt. 



Ueberbauungsziffer 
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Art. 25 

1 Die Ueberbauungsziffer gibt an, welcher Teil 
eines Grundstückes mit oberirdischen Gebäuden 
(eingeschossige An- und Nebenbauten bis 30 m2 
Grundfläche werden nicht angerechnet) be-
legt werden darf. 

2 Für die Berechnung der überbauten Fläche gilt 
die senkrechte Projektion der grössten ober­
irdischen Gebäudeumfassung. Nicht zur über­
bauten Fläche werden gerechnet: 

- Dachvorsprünge bis zu 2 mAusladung 
- Offene Balkone bis zu 2 mAusladung 
- Aussenliegende Keller- und Eingangstreppen, 

stützmauern, äussere Lichtschächte und dgl. 

3 Die massgebende Grundstücksfläche wird nach 
Art. 93 Abs. 3 BauVermittelt. 

4 Grundstücksteile mit unterirdischen Bauten 
gelten als nicht überbaut, sofern diese das 
umliegende Terrain nicht überragen und im 
wesentlichen nicht mehr als Zu- und Einfahrt 
sichtbar sind. 



TEIL C) ZONENVORSCHRIFTEN . 

• 1 

' . 
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KAPITEL C) ZONEN- UND GEBIETSVORSCHRIFTEN 
------------------------------------------

I. ALLGEMEINES 

Bedeutung und 
Geltung 

II. BAUZONEN 

Wohnzonen 
W2a, W2b, W3 

Nutzung 

Dachformen 

Art. 26 

1 Die Zonenvorschriften bestimmen Art, Grad und 
Bedingungen der in den Bauzonen des Zonenplanes 
vorgesehenen baulichen Nutzung. 

2 Das Bauen in der Landwirtschaftszone und im 
übrigen Gemeindegebiet richtet sich nach den 
Vorschriften des Bundesgesetzes über die Raum­
planung (Art. 16, 22, 24 RPG und Art. 80 ff 
BauG) sowie nach den Vorschriften dieses 
Reglementes (Art. 39-42). 

Art. 27 

1 Die Wo~~n~~W~"f~ W2b und W3 sind Zonen mit 
stillem~leingewe~/im Sinne von Art. 90 
Abs. 1 B~r Wohnbauten und den erforder­
lichen öffentlichen Einrichtungen sind hier nur 
die für den täglichen Lebensbedarf der Quartier­
bewohner notwendigen Ladengeschäfte SO\iÜL 
l?,,~1!Li~Q und betriebl~ch nicht s!-ör~nde ~l~~jii:: 
~ewerb~gestattet. Dle gewerbsmasslge Tler­
tia±ttlng ist verboten. Es gelten die Bestimmungen 
für die Empfindlichkeitsstufe II der Lärmschutz­
verordnung gemäss Art. 43 LSV (siehe An-
hang II). 

2 Es sind nur Sattel-, Walm- und Krüppelwalm­
dächer zugelassen. Die First muss mindestens 
1,5 m hinter die Fassadenflucht zu liegen 
kommen. Für An- und Nebenbauten bis 50 m2 
Grundfläche sind andere Dachformen gestattet. 



Dachaufbauten 
Dacheinschnitte 
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3 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zu 
bewilligen, wenn sie sich gut in das Orts­
und Strassenbild einfügen. Dachaufbauten und 
Dacheinschnitte dürfen zusammen nicht mehr 
als die Hälfte der Fassadenlänge des obersten 
Geschosses aufweisen. 

Art. 28 

Wohn- und Gewerbe- 1 Die Wohn- und GewerbezonenWG2, WG3 sind 
zone (Gemäss Anschluss~emischte Zonen für Wohn-, Gewerbe- und Bürobauten. 
vertrag Wohn- /Ge- Gewerbe, die das gesunde Wohnen wesentlich 
schäftszone beeinträchtigen, sind nicht zugelassen. Es 

gelten die Bestimmungen für die Empfindlich-
Nutzung keitsstufe 111 der Lärmschutzverordnung gemäss 

Art. 43 LSV (siehe Anhang) . 

Dachformen 

Dachaufbauten 
Dacheinschnitte 

Kernzone A 

Nutzung 

Dachformen 

2 Es sind nur Sattel-, Walm- und Krüppelwalm­
dächer zugelassen. Die First muss mindestens 
1,5 m hinter die Fassadenflucht zu liegen 
kommen. Für eingeschossige An- und Neben­
bauten bis 100 m2 Grundfläche sind andere 
Dachformen gestattet. 

3 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zu 
bewilligen, Menn sie sich gut in das Orts- und 
Strassenbild einfügen. Dachaufbauten und 
-einschnitte dürfen zusammen nicht mehr als 
die Hälfte der Fassadenlänge des obersten 
Geschosses aufweisen. 

Art. 29 

1 Die Kernzone A umfasst Gebiete intensiver 
und gemischter Nutzung im Dorfkern. Gewerbe, 
die das gesunde Wohnen wesentlich beein­
trächtigen, sind nicht zugelassen. Es gelten 
die Bestimmungen für die Empfindlichkeitsstufe 
111 der Lärmschutzverordnung gemäss Art. 43 
LSV (siehe Anhang 11). 

2 Es sind nur Sattel- und Krüppel-Walmdächer 
zugelassen. Bei An- und Nebenbauten bis 40 m2 
Grundrissfläche können andere Dachformen ge­
stattet werden, wenn dadurch das Orts- und 
Strassenbild nicht beeinträchtigt wird. 



Dachaufbauten 
Dachflächenfenster 

Gebiete mit ge­
schlossener 
Bauweise (siehe 
Zonenplan) 

Zuständigkeit 

Kernzone B + C 

Nutzung 

Dachformen 
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3 Dachaufbauten sind gestattet, wenn sie hin­
sichtlich Grösse, Proportion, Form, Farbgebung 
und Materialwahl der traditionellen Dachland­
schaft angepasst werden. Es sind namentlich 
nur Einzellukarnen in aufgelöster Form oder 
Dachgauben zugelassen. Dacheinschnitte sind nur 
im Bereich nördlich der Hauptstrasse zwischen 
den Parzellen Nr. 597 (inkl.) und Nr. 650 (inkl.) 
hangseitig gestattet. Das Ausmass der Dach­
flächenfenster darf nicht grösser als 0,50 m2 
sein. Die Dachtraufe darf nicht durch Dach­
aufbauten unterbrochen werden und muss durch­
gehend verlaufen. 

4 In den im Zonenplan mit geschlossener Bau­
weise bezeichneten Bereichen haben sich Neu-, 
Um- und Anbauten hinsichtlich Kubus, Gebäude­
höhe, GebäudesteIlung und Dachgestaltung 
den angrenzenden Gebäuden sowie dem Charakter 
der gesamten Häuserreihe einzufügen. 

5 Für Baugesuche ist grundsätzlich die Bau­
kommission zuständig. Die Baukommission kann 
eine neutrale, qualifizierte Fachinstanz zur 
Beurteilung des Baugesuches beiziehen; diese 
muss beigezogen werden, wenn sich Baukom­
mission und Bauherr nicht einigen können. 

Art. 30 

1 Die Kernzonen B + C umfassen die er­
haltenswerten Teile des Ortskerns. Der 
Charakter dieser Zonen soll gewahrt bleiben. 

2 Die Kernzonen Bund C sind Zonen mit 
stillem Kleingewerbe im sinne von Art. 90 
Abs. 1 BauV. Ausser Wohnbauten und den erfor­
derlichen öffentlichen Einrichtungen sind hier 
nur die für den täglichen Lebensbedarf der 
Quartierbewohner notwendigen Ladengeschäfte 
sowie baulich und betrieblich nicht störende 
Kleingewerbe gestattet. Die gewerbsmässige 
Tierhaltung ist verboten. Es gelten die 
Bestimmungen für die Empfindlichkeitsstufe 11 
der Lärmschutzverordnung gemäss Art. 43 LSV 
(siehe Anhang) . 

3 Es sind nur Sattel- und Krüppel-Walmdächer 
zugelassen. Bei An- und Nebenbauten bis 30 m2 
Grundrissfläche kann die Baukommission andere 
Dachformen gestatten, wenn dadurch das Orts­
und Strassenbild nicht beeinträchtigt wird. 



Dachaufbauten 
Dachflächenfenster 

Gebiete mit ge­
schlossener 
Bauweise (siehe 
Zonenplan) 

zuständigkeit 

Industrie- und 
Gewerbezone 

Nutzung 

Immissionen an 
Grenze zu WG3 

Höhe von silos, 
Kaminen, usw. 

Gebäudehöhe an 
Grenze zu WG3 

Grenzabstand 
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4 Dachaufbauten sind gestattet, wenn sie hin­
sichtlich Grösse, Proportion, Form, Farbgebung 
und Materialwahl der traditionellen Dachland­
schaft angepasst werden. Es sind namentlich 
nur Einzellukarnen in aufgelöster Form oder 
Dachgauben zugelassen. Dacheinschnitte sind 
nicht gestattet. 
Dachflächenfenster sind gestattet; das Ausmass 
der einzelnen Dachflächenfenster darf nicht 
grösser als 0.50 m2 sein. Die Dachtraufe darf 
nicht durch Dachaufbauten unterbrochen werden 
und muss durchgehend verlaufen. 

5 In den im Zonenplan mit geschlossener Bau­
weise bezeichneten Bereichen haben sich Neu-, 
Um- und Anbauten hinsichtlich Kubus, Gebäude­
höhe, Gebäudestellung und Dachgestaltung den 
angrenzenden Gebäuden sowie dem Charakter 
der gesamten Häuserreihe einzufügen. 

6 Für Baugesuche ist grundsätzlich die Bau­
kommission zuständig. Die Baukommission kann 
eine neutrale, qualifizierte Fachinstanz zur 
Beurteilung des Baugesuches beiziehen; diese 
muss beigezogen werden, wenn sich Baukom­
mission und Bauherr nicht einigen können. 

Art. 31 

1 In der Industriezone dürfen nur Gewerbe-, 
Industrie- und Bürobauten erstellt werden. 
Es gilt die'Empfindlichkeitsstufe IV der 
Lärmschutzverordnung gemäss Art. 43 LSV 
(siehe Anhang 11). Wohnungen für das be­
triebsnotwendig an den Standort gebundene 
Personal sind zugelassen, sofern durch ge­
eignete Vorkehren für wohnhygienisch trag­
bare Verhältnisse gesorgt wird. 

2 Im Bereich, wo die Industriezone an die 
Wohn- und Gewerbezone grenzt, sind geeignete 
Vorkehren gegen übermässige Immissionen auf 
die WG3 zu treffen. Innerhalb des industrie­
seitigen Grenzabstandes sind insbesondere 
Hecken und Sträucher sowie eine genügende An­
zahl hochstämmiger Bäume anzupflanzen und zu 
unterhalten. 

3 Einzelne schlanke Gebäudeteile wie Silos, 
Lüftungsanlagen, Kamine und dergleichen dür­
fen die max. Gebäudehöhe von 20.0 m über­
ragen. 

4 Angrenzend an die Wohn-/Gewerbezone WG3 be­
trägt die maximale Gebäudehöhe westlich der 
im Zonenplan eingetragenen Begrenzungslinie 
12 m. 

5 In der Industriezone beträgt der Grenzab­
abstand 1/3 der Gebäudehöhe. Gegenüber der 
Wohnzone WG3 ist der Grenzabstand gleich der 
Gebäudehöhe im Minimum aber 3 m. 
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111. BESONDERE BAU- UND ZONENVORSCHRIFTEN 

Zone mit 
Planungspflicht 

Ersatzordnung 

Allgemein 

Art. 32 

1 Die Zonen mit Planungspflicht (ZPP 1-4) 
gelten als Zonen im Sinne von Art. 95 BauG. 

2 Das Bauen in einer Zone mit Planungspflicht 
setzt eine rechtskräftige Ueberbauungsordnung 
(Art. 88 BauG) voraus. Vor deren Erlass dürfen 
Bauvorhaben nur bewilligt werden, wenn sie den 
Planungs zweck nicht beeinträchtigen; vorbe­
halten bleibt Abs. 8 dieses Artikels. In jedem 
Fall sind jedoch die jeweiligen Planungs- bzw. 
Immissionsgrenzwerte gemäss eidg. Lärmschutz­
verordnung (vgl. Art. 29 bis 31 Lärmschutzverord­
nung) einzuhalten. 

3 Erstreckt sich die Ueberbauungsordnung nur 
auf einen Teil der Zone, so muss dargetan sein, 
dass sich die geplante Ueberbauung zweckmässig 
in die Gesamtplanung der Zone einfügt. 

4 Die Grundeigentümer sind zur Ausarbeitung 
der Ueberbauungsordnung beizuziehen. Sie haben 
Anspruch, dass ihnen das Bauen innert angemes­
sener Frist ermöglicht wird (Art. 92 BauG). 

5 Das Verfahren der Ueberbauungsordnung wird 
vom Gemeinderat auf schriftliches Begehren von 
Grundeigentümern der Zone oder - nach deren An­
hörung - von Amtes wegen eingeleitet (Art. 93 
BauG) . 

6 Der Gemeinderat hat innert 18 Monaten wenigs­
tens für das Gebiet der bauwilligen Grundeigen­
tümer die Ueberbauungsordnung zur Vorprüfung 
(Art. 59 BauG) einzureichen und innert 2 Mona­
ten nach Vorprüfung öffentlich aufzulegen (Art. 
93 BauG). 

7 Der Gemeinderat hat die Ueberbauungsordnung 
innert 3 Monaten nach Ablauf der Einsprache­
frist der Gemeindeversammlung zum Beschluss 
vorzulegen (Art. 95 BauG). 

8 Wird die Ueberbauungsordnung durch die Ge­
meindeversammlung abgelehnt, kann nach der je­
weiligen Grundordnung gemäss Zonenplan gebaut 
werden. Bezgl. Aussenräume gilt Abs. ge). 

9 Alle Zonen mit Planungspflicht bezwecken: 

a) eine architektonisch gute Ueberbauung, 
welche sich in das Orts- und strassenbild 
einfügt, 

b) eine verdichetet Bauweise, 



ZPP 1 
Quellenweg 

ZPP 2 
Nunningerstrasse 

ZPP 3 
Scheuermatt 

ZPP 4 
Hürnenacker 
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c) das Zusammenfassen von Bauten und Anlagen 
der Erschliessung (Parkieren), der Ver­
und Entsorgung sowie des Zivilschutzes, 

d) eine vorwiegende Wohnüberbauung. Stille 
Kleingewerbe (wie Ateliers etc.) sind 
gestattet, 

e) eine klare Trennung der Aussenräume in 
gemeinschaftliche und private. Allen 
Familienwohnungen im Erdgeschoss sind 
private Aussenräume (Gärten) zuzuordnen. 

10 Die Ueberbauung soll in ein- oder zweige­
schossiger Bauweise erfolgen (Dachvollausbau 
gestattet). Die im Bereich der südlichen Bau­
zonengrenze liegenden Gebäude haben eine re­
duzierte Gebäudehöhe aufzuweisen. Bei diesen 
Gebäuden hat die Firstrichtung parallel zum 
Hang zu erfolgen. Die Ueberbauungsziffer darf 
diejenige der Zone W2b um 15 % überschreiten. 
In der Ueberbauungsordnung ist über das ge­
samte Areal eine minimale Nutzung vorzuschrei­
ben. Die im Süden liegende Hecke ist zu erhal­
ten. 

11 Die Ueberbauung soll in vorwiegend zweige­
schossiger Bauweise erfolgen (Dachvollausbau 
gestattet) • 
Die Ueberbauungsziffer darf diejenige der Zone 
W2b um 10 % überschreiten. In der Ueberbau­
ungsordnung ist über das gesamte Areal eine 
minimale Nutzung vorzuschreiben. 

12 Die Ueberbauung soll in ein- oder zweige­
schossiger Bauweise erfolgen (Dachvollausbau 
gestattet). Die Ueberbauungsziffer darf die­
jenige der Zone W2a um 5 % überschreiten. In 
der Ueberbauungsordnung ist über das gesamte 
Areal eine minimale Nutzung vorzuschreiben. 
Angrenzend an die geschützte Hecke der Hohlen 
Gasse ist eine Gemeinschaftsparzelle als 
Spiel- und Erholungsfläche auszuscheiden. Im 
Rahmen der Ueberbauungsordnung soll geprüft 
werden, ob eine durchgehende Strassenverbin­
dung zum Gebiet Rödler sinnvoll ist. Eine 
allfällige durchgehende Verbindung hat auf 
die schützenswerten Bereiche der Hohlen Gasse 
Rücksicht zu nehmen. Eine Fussverbindung in 
die Hohle Gasse ist vorzusehen, falls keine 
durchgehende Strassenverbindung geplant wird. 

13 Die Ueberbauung soll in zweigeschossiger 
Bauweise erfolgen (Dachausbau gestattet). Die 
Ueberbauungsziffer darf diejenige der Zone 
W2a um 15 % überschreiten. In der Ueberbau­
ungsordnung ist über das gesamte Areal eine 
minimale Nutzung vorzusehen. 



Zone für 
öffentliche Nutzung 

Grundzüge der Ueber­
bauung, Bau- und 
Zonenvorschriften 
in der Zone für öN 
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Art. 33 

1 Die Zone für öffentliche Nutzungen gemäss 
BauG wird in folgende Areale unterteilt: 

Nummerierung 
im Zonenplan 

1 
2 
3 
4 
5 

6 

Zweckbestimmung 

Sekundarschulanlage/Turnhalle 
Primarschule 
Bauten der röm.-kath. Kirchgde. 
Bauten der evang.ref. Kirchgde. 
Diverse öffentl. Bauten und 
Anlagen (Werkhof, zivilschutz, Ge­
meindeverwaltung, Altersheim/ 
Alterswohnungen, Sportanlage 
und Parkplätze) 
Schützenhaus 

2 In den einzelnen Arealen der Zone öN gelten 
folgende Bau- und Zonenvorschriften: 

Areal 1 
- Max. Geschosszahl 
- Max. Gebäudehöhe 
- Grenz- und Gebäudeabstände intern 
- Grenz- und Gebäudeabstände 

gegenüber anderen Zonen 

Areal 2 

3 
11,0 m 
frei 

wie W3 

Das bestehende Primarschulgebäude ist 
schützenswert und kann bei Brandfall oder 
Abbruch in der heutigen Form wieder aufgebaut 
werden (siehe Art. 36). 

Im übrigen gelten die Vorschriften der 
Kernzone A (Art. 29). 

Areal 3 
Für Ausbauten an der bestehenden Kirche gilt 
Art. 3 BauG. Für die übrigen Bauten gelten die 
Bau- und Zonenvorschriften der Kernzone KA. 
Das bestehende Kirchgebäude ist erhaltenswert 
und kann bei Brandfall oder Abbruch in der 
heutigen Form wieder aufgebaut werden. 

Areal 4 
Das bestehende Kirchgebäude kann bei Brandfall 
oder Abbruch in der heutigen Form wieder auf­
gebaut werden. Für Ausbauten an der bestehenden 
Kirche gilt Art. 3 BauG. Für die übrigen Bauten 
gelten die Bau- und Zonenvorschriften der 
Wohnzone W2a. 



Empfindlichkeits­
stufe nach Lärm­
sChutzverordnung 

Nutzung 

Bau- und 
Gestaltungs­
vorschriften 

Material- und 
Farbgebung 

- 1 8 -

Areal 5 
Die Bauten und Anlagen im Gebiet Langmattweg 
haben sich harmonisch in das öffentliche Areal 
einzufügen. 

Es gelten folgende Nutzungsmasse: 
- Geschosszahl ma x. 
- Gebäudehöhe max. 

Areal 6 
- Max. Gebäudehöhe 
- Max. Gebäudelänge 
- Min. Dachneigung 

6,5 m 
30,0 m 
35° 

3 
11,0 m 

3 In den Arealen 1 bis 5 gilt die Empfind­
lichkeitsstufe 11 der Lärmschutzverordnung 
gemäss Art. 43 LSV (siehe Anhang 11). 
Im Areal 6 gilt die Empfindlichkeitsstufe 
IV. 

'~ä-~a:-_ ... 
umfasst weitgehend das Areal bereits best. 
Freizeit- und Familiengärten. Die Zone soll 
einen weiteren kontrollierten und gemässi en 
Ausbau von Familien- und Freizeitgärten e r­
möglichen . 

Die Zone ist für Freizeit- u Familiengärten 
bestimmt. Es dürfen nur Ga enhäuser erstellt 
werden; diese dürfen nic zweckentfremdet 
werden. Die Errichtung anitärer Anlagen (WC) 
ist nicht gestattet. 

Die Gartenhäuser 
Gestaltungsvor 

aben folgende Bau- und 
riften einzuhalten: 

- Max. Gru rissfläche 
- Zusät 1ch gedeckter Sitzplatz 

Gebäudehöhe 

12 m2 
8 m2 
3 m 

D' Gartenhäuser sind aus Holz in brauner 
der dunkelbrauner Farbgebung auszuführen. 

Für die Bedachung dürfen nur rote oder 
braune Ziegel oder schwarzer Eternitschiefer 
verwendet werden. 

Neue Zufahrten und Parkplätze dürfen nicht 
erstellt werden. Die Gemeinde kann über das 
gesamte Areal eine Ueberbauungsordnung er­
lassen, in welcher die Erschliessung, ge­
meinsame Anlagen wie WC"Parkplätze und die .. -----------II',]'~~r.n be:r-ba-uun r: r.de:nl:::======-



- 19 -

Art. 35 

Zone für Sport- und Freizeitanlagen 

Schützenswerte 
Gebäude 

1 In der Zone für Sport- und Freizeitan­
lagen dürfen Spiel- und Sportfelder erstellt 
werden. 

2 Hochbauten sind nicht gestattet. 

Art. 36 

Die im Zonenplan als schützenswert bezeich­
neten Gebäude sind zu erhalten. 
Wird ein Abbruch unumgänglich, so sind für 
den Neubau im Rahmen der Zonenvorschriften 
die Lage, Stellung, Gebäudeabmessungen, 
Fassadengstaltung, Firstrichtung und Dach­
gestaltung des ursprünglichen Gebäudes im 
wesentlichen verbindlich. Abweichungen 
können gestattet werden, wenn der schützens­
werte Charakter des ursprünglichen Gebäudes 
sowie dessen Wirkung auf das Ensemble er­
halten bleibt. Bei Neu-, An- und Umbauten 
sowie vor einem allfälligen Abbruch ist die 
stellungnahme einer neutralen qualifizier­
ten Fachinstanz einzuholen. 
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Art. 37 

Zonen- und Gestaltungsvorschriften, baupolizeiliehe Masse 

H 
Q) rl 

~ 4-j ..c: 
8 ~ <U - ·rl N 

N Ul H 
rl Ul tJlQ) Q) 

..c: Q) tJI r:: 0.. tJI . tJI 
<U .c r:: ;:::l H C r:: r:: 
N :0 ;:::l r:: :0 :<U ·rl ;:::l 
Ul .c ;:::l .c~ rl ::s tJ'I 
Ul QJ <U 0 ;:::l QJ ·rl 
0 '(j .D :s: <U '(j ........... Q) 

..c: ;:::l H p:) ;:::l r:: 
Q) . u • :<U Q) . • :cU . .c 
r:: x Ul X.D X.D X 0 X.D X U 
0 <U QJ cu Q) cu Q) <U H cu QJ <U <U 

N ::8l9 ::8l9 Ä:::J Ä 0.. Äl9 ::So 

W2a 2 6.0 m 25 % 4 25 m 20° -

*) 
20° W2b 2 7.0 m 28 0 - 35 m -<5 

WG2 2 7.0 m 30 % - 35 m 20° -

I *) 
20° W3 3 11 .0 m 28 9- - 42 m -0 

I 
WG3 3 11 .0 m 28 0 

<5 - 42 m 20° -

K A 3 1 0 . 0 m - - - 35° -

K B 3 8.5 m - - - 35° -

K C 2 6.0 m 30 % - 35 m 35° -

J - 20.0 m - - - -

*) Ab einer Gebäudelänge von 22 m sind die Gebäude im Grundriss 

gestaffelt anzuordnen. Die Versetzung hat mindestens 1.30 m 

zu betragen. 

Bei Bauten am Hang mit mehr als 10 % Neigung gilt talseits 

ein Mehrhöhenzuschlag von 1 m 

40° 

50° 

50° 

40° 

40° 

50° 

50° 

50° 



Bahnhofareal 
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Art. 38 

1 Für bahnbetriebsfremde Bauten auf dem 
Bahnhofareal gelten die Vorschriften der 
Wohn- und Gewerbezone WG2. 

IV. LANDWIRTSCHAFTSZONE 

standort 

Stellung, Form 
und Gestaltung 

Dachgestaltung 

Dächer 

Art. 39 

1 Die Landwirtschaftszone umfasst das Land, 
welches landwirtschaftlich oder für den Reb­
oder Gartenbau benutzt werden soll. Wald, 
Gewässer und landwirtschaftlich nicht nutz­
bare Flächen gehören nicht dazu. 

2 Das Bauen in der Landwirtschaftszone richtet 
sich nach den Vorschriften des RPG und des BauG. 

3 soweit mit dem übergeordneten Recht vereinbar, 
gelten ergänzend die folgenden Bestimmungen: 

In der Landwirtschaftszone nicht zugelassen sind: 

a) Der Bau von Gewächshausgärtnereien, Zucht­
und Mastbetriebe, sofern sie nicht Gebäude­
gruppen eines best. Bauern- oder Gärtnerei­
betriebes anschliessen. 

b) Das Erstellen von Einfriedungen wie Mauern, 
Massivzäune, usw. (ausgenommen im Bereich 
von Landwirtschafts- oder Gärtnereibetrieben) 

4 Bauten haben in besonderer Weise auf das 
Orts- und Landschaftsbild Rücksicht zu nehmen. 
Exponierte Standorte sowie übermässige Auf­
schüttungen und Abgrabungen sind zu vermeiden. 

5 Bauten sind so zu stellen und zu gestalten, 
dass sie sich gut in die Umgebung einfügen 
und das Orts- und Landschaftsbild nicht beein­
trächtigen. 
Bei der Formgebung ist auf gute Proportionen 
und ein ausgewogenes Verhältnis von Dach- und 
Fassadenflächen zu achten, wobei beim Gesamt­
eindruck das Dach in der Regel vorherrschen 
soll. Neu- und Umbauten sind auf gut gestal­
tete best. Bauten in Form, Gestalt und Farbe 
abzustimmen. 

6 Es sind nur Sattel- und Krüppelwalmdächer 
mit einer Mindestneigung von 35° zugelassen. 
Für grössere Oekonomiegebäude muss die Min­
destdachneigung 30° betragen. 

7 Ausnahmen sind vorab bei kleineren Neben­
gebäuden und Zweckbauten möglich. 



Material und Farbe 

Gebäudehöhe 

Umgebungsbe­
pflanzung 
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8 Materialien, welche durch ihre Farbe, Struk­
tur oder Beschaffenheit störend wirken, sind 
nicht zu verwenden. 

9 Die Farbe ist auf die Umgebung abzustimmen 
und hat sich harmonisch in die Landschaft 
einzufügen. In der Regel sind für Fassaden 
erd- oder holzfarbene Töne, für Bedachungen 
je nach situation, ziegelfarbene oder rot­
braune Töne zu wählen. 

10 Die maximale Gebäudehöhe beträgt 7,0 m. 
Silobauten mit einer Grundfläche von nicht 
mehr als 60 m2 dürfen bis zu 13 m hoch sein. 
Diese Höhe wird vom gewachsenen Boden bis 
zum höchsten Dachpunkt gemessen. 

11 Geeignete Umgebungsbepflanzung soll dazu 
beitragen, dass Bauten unauffällig in Er­
scheinung treten. 



V. SCHUTZGEBIETE 

a) Landschafts­
schutzgebiet A 
"Chöpfli" 

b) Landschafts­
schutzgebiet B 
"Im Stollen" 

Gebiet mit Dünge­
und Spritzmittel­
verbot 
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Art. 40 

1 Das Landschaftsschutzgebiet A "Chöpfli" 
bezweckt die Erhaltung des Trockenstandortes 
als Magerwiese einerseits und als Naherho­
lungsgebiet anderseits. 

2 Es soll grundsätzlich keine Veränderung des 
naturnahen Zustandes erfolgen. Insbesondere 
sind alle Baum- und Buschgruppen zu erhalten. 
Bauten und Anlagen, Einfriedigungen wie Mauern, 
Massivzäune sowie Abgrabungen und Aufschüttun­
gen sind nicht gestattet. Die auf der Westseite 
des Gebietes "Chöpfli" bestehende Stützmauer 
kann unterhalten und erneuert werden. 

3 Die standortgemässe landwirtschafltiche Nut­
zung ist gestattet. Die Ausbringung von Dünge­
sowie Pflanzenbehandlungsmitteln ist 
untersagt. Der charakteristische Pflanzenbe­
stand darf weder durch Entwässerung, Bewässe­
rung noch durch andere Vorkehrungen beein­
trächtigt werden. 

1 Das Landschaftsschutzgebiet B "Im Stollen" 
bezweckt die Erhaltung des landschaflich 
reizvollen Gebietes im bisherigen Zustand. 

2 Es soll grundsätzlich keine Veränderung 
des natürlichen Zustandes erfolgen. Baum-
und Buschgruppen sind zu erhalten. Bauten und 
Anlagen, Einfriedigungen wie Mauern, Massiv­
zäune sowie Abgrabungen und Aufschüttungen 
sind nicht gestattet. 

Art. 41 

1 In den im Zonenplan (Teil 2) bezeichneten 
Waldrandbereichen ist die Ausbrinqunq von 
Dünge- sowie Pflanzenbehandlungsrr:itteln unter­
sagt. 

2 Im gesamten Gemeindegebiet gelten die Be­
stimmungen der eidg. und kant. Verordnung 
über umweltgefährdende Stoffe. 



Uferschutzgebiet 
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Art. 42 

1 In den Uferschutzgebieten dürfen keine Bauten 
und Anlagen erstellt werden. Vorbehalten blei­
ben Bauten und Anlagen des Wasserbaues und des 
Uferschutzes gemäss WBG. Best. stütz- und Gar­
tenmauern können erneuert werden. Der Bau von 
unterirdischen Hochdruckleitungen im Bereich 
der Industriezone ist gestattet. Auf dem Areal 
der Papierfabrik ziegler AG dürfen in einem 
Bereich zwischen Kanalmündung bis zur Bauzo­
nengrenzlinie gemäss Zonenplan, Abwasserklär­
anlagen in das Uferschutzgebiet hineinragen, 
sofern keine andere Lösung möglich ist. 

2 Gemäss Art. 54 Abs. 2 Buchstabe c) BauG sorgt 
die Gemeinde nach Möglichkeit für den öffent­
lichen Zugang der Birsufer durch Erstellung von 
Uferwegen. Die entsprechenden Pläne werden nach 
Art. 88 BauG erlassen. 

3 In den Uferschutzgebieten ist die best. na­
türliche Bepflanzung und Bestockung geschützt; 
sie darf weder abgeholzt noch gerodet werden. 
Vorbehalten bleiben pflegerische und gestalte­
rische Massnahmen, wie Freihaltung des Durch­
flussprofiles, das Aufschneiden des Gehölzes 
längs der Uferwege, das etappenweise, perio­
dische Aufdenstocksetzen der Gebüsche und das 
Schlagen einzelner Hochstämme zur Verjüngung 
sowie Terrainveränderungen gem. Abs. 4. Vorbe­
halten bleibt die Erstellung von Anlagen des 
Wasserbaues gem. WBG oder Bauten gem. Abs. 1. 

4 In den nicht naturnahen Birs-Böschungsberei­
ehen ohne schützenswerte Bepflanzung kann das 
Terrain oberhalb des Hochwasserschutzbereiches 
verändert werden. Die Veränderung darf keine 
nachteilige Auswirkung auf Hochwasserschutz 
und Uferbild haben. Die Böschungsbereiche sind 
in geeigneter Weise naturnah zu bepflanzen. 

5 Lücken in der Bestockung sind durch Auspflan­
zungen zu schliessen. Der Unterhalt und die 
Pflege der Bestockung und Bepflanzung im Ufer­
schutzgebiet ist Sache der Grundeigentümer. 
Wenn diese die notwendigen Pflegemassnahmen 
nicht selbst vornehmen, kann die Gemeinde die 
Pflegemassnahmen ersatzweise durchführen und 
das geschlagene Uferholz nutzen. 

6 Bei Neu- und Umbauten sowie bei der Erstel­
lung von Anlagen im Uferbereich erlässt die 
Baukommission im Rahmen des einzureichenden 
Umgebungsgestaltungsplanes die nötigen Auf­
lagen für die Gestaltung des gesamten Ufer­
bereiches und zur Sicherung und Ergänzung der 
Bepflanzung und Bestockung im Uferschutzgebiet. 



Schutzobjekte 

Grundwasser­
sChutzgebiet 

Archäologische 
FundsteIlen 
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Art. 4 '3 

1 Die im Zonenplan eingetragenen botanischen 
Einzelobjekte (Einzelbäume, Baumgruppen, Hecken 
und Gebüsche) sind in ihrem Bestand und in ihrer 
Eigenart zu erhalten. Gefährdungen aller Art, 
wie z.B. das Errichten von Bauten, Abgrabungen 
im Wurzelgebiet sowie artfremde, dem Schutzzweck 
widersprechende Nutzungs- und Pflegemassnahmen 
sind untersagt. 

Art. 44 

In den Grundwasserschutzgebieten gelten die 
entsprechenden Vorschriften gemäss den 
geltenden Schutzzonenplänen. 

Art. 45 

Treten bei Bauarbeiten archäologische Bodenfunde 
zutage, so sind die Arbeiten in der betreffenden 
Zone unverzüglich einzustellen und die 
Baupolizeibehörde und der archäologische Dienst 
des Kantons Bern zu benachrichtigen (Sicher­
stellung der wissenschaftlichen DOkumentation) . 



TEIL D) ZUSTAENDIGKEIT DER GEMEINDEBEHOERDEN 
UND BAUPOLXZEIORGANE 

1 
i 
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TEIL D ZUSTÄNDIGKEIT DER GEMEINDEBEHÖRDEN UND BAUPOLIZEIORGANE 

I. BAU- UND AUSNAHMEBEWILLIGUNGSVERFAHREN 

Zuständigkeiten 
Baukommission 

Art. 46 

1 Die Baukommission nimmt alle der Gemeinde im 
Baubewilligungsverfahren übertragenen Aufgaben 
und Befugnisse wahr, die nicht nach Gemeinde­
reglement einem anderen Gemeindeorgan zustehen. 

2 Sie beschliesst insbesondere: 

a) über die Erhebung von Einsprachen, insbe­
sondere von Planungseinsprachen; 

b) die vorläufige Prüfung der Baugesuche und 
Profile auf deren Vollständigkeit und 
Richtigkeit sowie auf offenkundige mate­
rielle Mängel. Sie trifft die erforder­
lichen Anordnungen und Verfügungen; 

c) die Bekanntmachung und öffentliche Auflage 
der Baugesuche; 

d) die Durchführung der Einspracheverhand­
lungen; 

e) die Prüfung von Amtes wegen, ob das Bauge­
such den öffentlich- rechtlichen Vorschrif­
ten entspricht; 

f) für Einholung der Stellungnahme der kanto­
nalen Fachstellen im Baubewilligungsver­
fahren; 

g) bewilligt die kleinen Baugesuche. 
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11. PLANERLASSVERFAHREN 

Zuständigkeiten 
Gemeinderat 

Zuständigkeiten 
Stimmbürger 

Art. 47 

1 Der Gemeinderat nimmt alle Befugnisse wahr, 
die nicht nach Gesetz oder Reglement einem 
anderen Gemeindeorgan obliegen. 

2 Er entscheidet insbesondere über: 

- Ausnahmegesuche, soweit die zuständigkeit der 
Gemeinde gegeben ist; 

- den Erlass von Planungszonen; 

- den Erlass von Ueberbauungsordnungen, die 
eine Zone mit Planungspflicht im Sinne von 
Art. 93 BauG betreffen; 

- den Erlass von Ueberbauungsordnungen, die 
lediglich Detailerschliessungensanlagen fest­
legen; 

geringfügige Aenderungen im sinne von Art. 
122 BauV. 

Art. 48 

Den Stimmbürger obliegt die Beschlussfassung: 

a) über den Erlass und die Aenderung der bau­
rechltichen Grundordnung; 

b) über Ueberbauungsordnungen, soweit dafür 
nicht der Gemeinderat zuständig ist. 



1 

TEIL E) STRAF- , SCHLUSS- UNO UEBERGANGSBESTIMMUNGEN 
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KAPITEL E) STRAF-, SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

I. WIDERHANDLUNGEN 

11. INKRAFTTRETEN 

Art. 49 

1 Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieses 
Baureglementes, gegen die übrigen Gemeindebau­
vorschriften und die gestützt darauf erlassenen 
Einzelverfügungen werden nach den Strafbestim­
mungen der Baugesetzgebung vom Richter ge­
ahndet. 

2 Verstösse gegen Vorschriften diesffiReglementes 
und weiterer kommunaler Bauvorschriften, welche 
nicht der Strafordnung des Baugesetzes unter­
stehen, werden gestützt auf Art. 6 Gemeindege­
setz (GG) mit folgenden Strafen bedroht: 

- Busse von max. Fr. 1'000.-- für Verstösse 
gegen vom Stimmbürger beschlossene Vorschriften 

- Busse von max. Fr. 300.-- für Verstösse gegen 
die übrigen Vorschriften 

Art. 50 

1 Die baurechtliche Grundordnung tritt mit 
ihrer Genehmigung in Kraft. 

2 Das Inkrafttreten ist vom Gemeinderat zusammen 
mit der Bekanntmachung der Genehmigung im 
Amtsanzeiger zu pUblizieren. 



- 29 -

111. AUFHEBUNG BAU- UND PLANUNGSERLASSE 

Art. 51 

Mit dem Inkrafttreten der baurechtlichen Grund­
ordnung werden folgende Bau- und Planungser­
lasse der Gemeinde Grellingen aufgehoben: 

a) Zonenplan vom 8. Januar 1965 

b) Baureglement vom 8. Januar 1965 

c) Baulinienplan Birsackerweg mit Sonderbau­
vorschriften für Parz. Nr. 679 vom 
28. März 1969 

d) Ueberbauungsordnung Rödler-Scheuermatt, 
Oberer Moosweg vom 4. Mai 1976. 
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GENEHMIGUNGSVERMERK 

1. Vorprüfung vom 17. Januar 1989 

2. Vorprüfung vom 15. Januar 1990 

Publikation im Amtsblatt vom 14. und 18. April 1990 
Publikation im Anzeiger vom 12. und 19. April 1990 

Oeffentliche Auflage 30 Tage vom 25. April bis 25. Mai 1990 

Erledigte Einsprachen: 7 

unerledigte Einsprachen: 8 

Rechtsverwahrungen: 

Beschlossen durch die Einwohnergemeinde Grellingen 
(Gemeindeversammlung) 

am 24. Oktober 1990 

Grellingen, den .1.7 ... jp.fluar. 1921 

Namens der Einwohnergemeinde Grellingen 

Der Versammlungspräsident: Der Gemeindeschreiber: 

. . (J ... )).~~ ..... . 

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt 

Grellingen, den .1.7: .JilPt}q.f. Jn l ••• 

Der Gemeindepräsident: Der Gemeindeschreiber: 

W:;;~~.-:-..... 

Genehmigt durch die Kant. Baudirektion 

GENEHMIGT n: it .Änderungen
7
• JUNI 1991 

.. B .... r H ,~<' vom 11 aemass es,-" m,,-:o;:> 

BAUDIREKTlt~ ~E~ KANTONS BERN 

Der Direktor: Im am .................................. . 



ANHANG I 

A) MESSWEISE GRENZ- UND GEBAEUDEABSTAENDE 

B) MESSWEISE GEBAEUDEHOEHE 

C) MESSWEISE GESCHOSSZAHL 



A) Messweise Grenz- und Gebäudeabstände 
gemäss Art. 13 und Art. 16 

I. GRENZ- UND GEBÄUDEABSTÄNDE 

4.0m 

~~.-j 4.0m 

3G 

4.0m 

7.0m 

Gebäudeabstand (Art. 16) 

GRENZABST ANDSBEREICH 



2. GRENZABSTÄNDE 

ST AFFELLUNG DES GEBÄUDES IN DER TIEFE 

5.5m 

12.0m 

4.0m 14.0m 28.0m 
~~--~----------~~------------~~~~-----------------f~~~ 4.0m 

3 GESCHOSSE 12.0m 

GRUNDRISS 7.0m 

3. GRENZABSTÄNDE 

ST AFFELLUNG DES GEBÄUDES IN DER HÖHE 

16.0m ·1 IO.Om ·1· 16.0m ·1 
ANSICHT 

16.0m IO.Om 16.0m 4.0m ~~~--------~~--------~~~~4---~~~----~~~--------~-4~ 3.0m 
12.0m 

3 Geschosse 2 Geschosse 

5.5m GRUNDRISS 



4. GRENZABSTÄNDE IN DER JNDUSTRIEZONE 
( 9 emäss Art. 31l 

OHN- UND 
GEWERBEZONE 

c). 
N 
C 
C) .... 
a> 
C 
~ 
Q;. 
N ... 
a 
a.. 

·1· 

12.0m 

12m 

JNDUSTRIEZONE 

Gm I 
18m I 

~I 
0> 
C' 
IV 

C) 
N .... 
a 

n.. 



B) Messweise Geböudehöhe 

I. SATTELDACH 
DETAIL A 

GH GH 

fertig Boden 

_____ ~~lioden 

I. a ./. a ~ 

fertig Boden 

- - -- gew. Boden 

GH 

a I L..-..i..-I -a ...;;....L--I J 
I· _. 

--

Bei Abgrabungen darf die 
zu!. Geböudehöhe nicht 
überschritten werden. 

-

Abgrabungen für Garage­
einfahrten nicht angerechnet. 



2. GEST AFFEL TE GEBÄUDE 

I 
GH 

Bemerkung zu Fassadenplänen: 
Gebäudehöhe eintragen 

GH 

3. BAUTEN AM HANG 

GH = 6.0m 

\n "7 \0% 
ewa~e~~r~-Hangzuschlag _I~.o:::....:.:.m:..-....=_=:::::=;=--;::::::::=-=".....,"-o:....=:=-______ _ 

Gewachsenes Terrain in der 
F allinie gemessen 

4. FLACHDACH (Nur bel An- und Nebenbauten sowie In der 
Jndustrle- und Gewerbezone gestattet. ) 

GH 

O. K. Brüstung , 

--l=--;-·~l-:- -0-~j---

fertig Boden 

gew. Boden 



5. PULTDACH 

GH 

(Nur bel An- und Nebenbauten sowie In der 
Jndustrle- und Gewerbezone oestattet.. ) 

fertig Boden ---------------gew. BOden 



c) Messweise Firsthöhe 
( Firsthohenbegrenzung nur in Wohnzone W 2 a ) 

E 
o 
(» 

" q) 
..c 
:0 
..c -Vl ..... 
iL 
>< 
o 
E 

GH = 6.0m 

10°/. i~~--­
"'senes TerraIn> :--

Hangzuschiag _1..-.O_m ____ ~J _ ~a~ - - -

t ----



0) Messweise Geschosszahl 

,-
I 

1-
I 
I 
I 

I 
11 
11 
~-= 

fertig Boden 
gew. Boden 

0 
--, 

I 
I , 
l' 

Sockelhöhe Kellergeschoss im Mittel aller Fassaden max. 1.20m 
Fläche A + B + C + 0 

~ 1.20 m 
Gebäudeumfang 



ANHANG I I 

ART. 43 LAERMSCHUTZVERORDNUNG 
BELASTUNGSGRENZWERTE 



ART, 43 LAERMSCHUTZVERORDNUNG, BELASTUNGSGRENZWERTE 

Art. 43 Empfindlichkeitsstufen 

1 In Nutzungszonen nach Artikel 14 ff. des Bundesgesetzes vom 22. Juni 1979 1) 

über die Raumplanung gelten folgende Empfindlichkeitsstufen : 
a. die Empfindlichkeitsstufe I in Zonen mit einem erhöhten Lärmschutzbe­

dürfnis, namentlich in Erholungszonen ; 
b. die Empfindlichkeitsstufe II in Zonen, in denen keine störenden Betriebe 

zugelassen sind, namentlich in Wohnzonen sowie Zonen für öffentliche 
Bauten und Anlagen; . 

c. die Empfindlichkeitsstufe . In in Z0!1en, in denen mässig störende Betriebe 
zugelassen sind, namentlich in Wohn- und Gewerbezonen(Mischzonen) 
sowie Landwirtschaftszonen ; 

d. die Empfindlichkeitsstufe IV in Zonen, in denen stark störende Betriebe 
zugelassen sind, namentlich in Industriezonen. 

2 Teilen von Nutzungszonen der Empfindlichkeitsstufe I . oder Ir kann die 
nächst höhere Stufe zugeordnet werden, wenn sie mit Lärm vorbelastet sind. 

Belastungsgrenzwerte für Strassenverkehrslärm 

1 Geltungsbereich 

Die Belastungsgrenzwerte nach Ziffer 2 gelten für Strassenverkehrslärm. Dazu 
gehört der Lärm, den Motorfahrzeuge (Motorfahrzeuglärm) und Bahnen (Bahn­
lärm) auf Strassen erzeugen. 

2 Belastungsgrenzwerte 

Empfind lichkcitsstufc Planungswert I mmissions- Alarmwert 
(Art. 43) grenzwert 

Lr in dB(A) Lr in dB(A) Lr in dB(A) 

Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht 

· ............ 50 40 55 45 65 60 

I I · ............ 55 45 60 50 70 65 

III · ............ 60 50 65 55 70 65 

IV · ............... 65 55 70 60 75 70 



Lärmschutz AS 1987 

Anhang 6 
(Art. 40 Abs. 1) 

Belastungsgrenzwerte für Industrie- und Gewerbelärm 

1 Geltungsbereich 

1 Die Belastungsgrenzwerte nach Ziffer 2 gelten für den Lärm: 
a. von Anlagen der Industrie, des Gewerbes und der Landwirtschaft; 
b. des Güterumschlages bei Anlagen der Industrie, des Gewerbes und der 

Landwirtschaft sowie bei Bahnhöfen und Flugplätzen; 
c. des Verkehrs auf dem Betriebsareal von Industrie- und Gewerbeanlagen 

sowie auf dem Hofareal von Landwirtschaftsbetrieben ; 
d. von Parkhäusern sowie von grösseren Parkplätzen ausserhalb von Stras­

sen; 
e. von Heizungs-; Lüftungs- und Klimaanlagen. 

2 Energie-, Entsorgungs- und Förderanlagen, Luft- und Standseilbahnen, Ski­
lifte sowie Motorsportanlagen, die regelmässig während längerer Zeit betrieben 
werden, sind den Industrie- und Gewerbeanlagen gleichgestellt. 

2 Belastungsgrenzwerte 

Empfind) ich keitsstu fe Planungswert Immissions- Alarmwert 
(Art. 43) grenzwert 

Lr in d8(A) Lr in d8(A) Lr in d8(A) 

Tag Nacht Tag Nacht Tag . Nacht 

I ....................... 50 40 55 45 65 60 

II .......................... 55 45 60 50 70 65 

III .......................... 60 50 65 55 70 65 

IV ......................... 65 55 70 60 75 70 



ANHANG 111 

ZUSAMMENSTELLUNG DER WICHTIGSTEN EIDGENOESSISCHEN 
UND KANTONALEN ERLASSE IM BAUWESEN 



ZüSc.JTl171enstellüng oer ",,'ichtigsten eiogenössischen und 
kc.ntonc.len Erlc.sse im Böuwesen 

stand 1. Jc.nüar 1990 

A. BA U - UND PLA.~UNGSRECHT 

- Bunoesgesetz ill:>er cEe Raurnplc.nu:!g vom 22. Juni 1979 

- VerOran\.l:Jg über die Rö\lrnp::'E:J\::Jg vom 2. O!<tober 1989 

- Bw.7'!oesbescr;ll'ss ~ber ei:Je Sperrfrist f~r eie Verä-.:sseru.:Jg nichtlE:1c·wirt­
schEftLc:-,er Gn.::nest'Gcke u:Jd eie Veröf:entlich-..::ng von Eige:JturnsUbertra­
g";Jgen von Grü:Jcs"tücken vom 6. Oktober 1989 

- 3u7'Jcesbeschlt.:ss über eine ?fc.nGbelc.sL:'7':gsgrenze für !"2ichtlc.7':c;.;irtschc.ft­
liehe GruncstUcke vom 6. Oktober 1989 

3·w~Jaesbesc1-.l·:.1SS 'SEY ;.....;~~C:gEvcrsc]-~r.::.ftc:l fc.r E':':1ric::~'~:-:9En cer ~Er",jf12c~JE-n 

Vorsorge u~d für Versieherungseinrieht~ngen vom 6. Oktober 1989 

- 3u:-Joesgesetz über I;,vestitionshil:e f·;ir 3erggebiete vom 28. JU:Ji 1974 

- Einführungsgesetz zum B-"l!1aeSgesetz über Ir.vestitio::lshilfe für 3erggebiete 
vom 6. ~ai 1975 

- ~oh~~aü- t.:nd Eigen~umsföraerungsgesetz vom 4. oktober 1974 

- Gesetz über die Erhaltu:lg von Wohnrö· .. :..rTl vom 9. September 1975 

- Gesetz über die Ve:cbesserung oes WO:-lnu:Jgsc.:Jgebotes vom 7. Februar 1978 

- Baugesetz des Kantons 3ern vom 9. Juni 1985 

- 3c.uveroranung vom 6. M~rz 1985 

- Veroro;lUng über die kc.ntc:-;ale Plc.nu:Jssko:n:nission (PLK) vom 1. Dezenber 
1982 

- Verorenung über die kc.ntonale Kommission zur Yl'c.J-:rt.:!1g der Interessen der 
Behi!1der:en im Bauwesen (EBK) vom 13. Juni 1979 

Verordnung über die kantonale Kommission zur Pflege der Orts- uno Land­
schaftsbileer (OLK) vom 21. Dezember 1983 

- Dekret über dc.s Normalbaüreglement vom 10. Februar 1970, Ae~aeru!1g vom 11. 
September 1984 

- Dekret über das Baubewilligungsverfahren vom 10. Februar 1970, Aenoerung 
vom 11. Septe~ber 1984 

- VerfU~ung der kantonalen Eaud:rektion über die Delegation von 
Bewilligungskompe:enzen vom 25. September 1986 
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- Dekret über die Umlegüng von Baugebiet, die Grenzregulierung und die 
Ablösung oder Verlegüng von Dienstbcrkeiten vom 12. Februcr 1985 (Bau­
la.nd-i.lITllegüngsoekret, BUD) 

- Dekret über die Leistungen des staates a.n ~assna}~en und Entsch~digüngen 
im Interesse der Raumpla.nung vom 17. November 1980, Ae~der~ng vom 12. 
Februar 1~84 (PFD) 

- Dekret :betref;end die :-ia-Llptrevision der 2Jntlichen Werte der Gru::-,cstUcke 
und Wasserkrifte vom 19. November 1986 (~~) 

B. Sr.KASSE.)ßllURECHT 

- Bundesgesetz -eber die ~ationalstrcssen vom 8. ~Eirz 1960 

- Vollziehu::-Jgsverordnung zum B"Jndessesetz eber eie l\ationals-'c:cassHl ",'om 24. 
l'~~rz :c 964 

- Verord:Jung ü:ber den Vollzug des B-ündesgesetzes über die l\at iODclstrc.ssen 
i.m Kc.nton Bern vom 3. ~irz 1961 

Gesetz Uber den Bau und Unterhalt cer strc.ssen vom 2. Februc.r 1964.1 
Aenderu"g vom 6. NOverrüer 1974, Aenc3er.:.ng vom 12. Februar 1985 

- strassenfinanzierungsdekret vom 12. FebrJar 1985 

- ~ekret über die Beitr~ge der Grünaeigent~~er von Erschliessungsanlagen und 
an weitere ö:fentliche Werke und ~E.ssnc._h."en v.om 12. Febr-c.ar 1985 (Grund­
eigentQ~erbeitragsdekret, GBD) 

- Verordnung über die Aussen- und Strc.s ser.rekla.~e vom 23. April 1986 

- \'erord!'-üng [ber die Of:e;.h21 tung der Verscrgu:igsrm::en f-::r A-:.:sr,a.?',etrc.Ds­
porte vom 19. !)ezerrüer i979 

- Bunoesgesetz über Fuss- und Wanoerwege vom 4. Oktober 1985 (:riG) 

- Verordnung ü:ber Fuss- ünd Wanoerwege vom 26. Novern:ber 1986 (ni'V) 

- Verord"ung zur vorläufigen Regelung der Einführüng des Bundesgesetzes über 
Fuss- und Wanoerwege im Kanton Bern (EVjYwG) vom 27. April 1988 

c. WASSERRECHT 

- BU:1oesgesetz iilier den Schutz der Ge .... ässer gegen Verunreinigung vom 8. 
Oktober 1971 

- Allgemeine G€wässerschutzverordnung vom 19. Juni 1972 

- Kantonale Gewässerschutzverordnung v.om 12. Jan~ar 1983 

- Gesetz über die Nutzung des Wassers vom 3. Dezem:ber 1950 
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- Vollzieh"llngsverordrn:.ng vom Wassernutzurlgsgesetz vom 30. NO'vmeber 1951 

- Verordnung über die Erstellung von Tri~k~asserversorgungen (und 
~b~csseranlcgen) vom 4. Januar 1952 

- Bundesgesetz über die y,'asserbc"..lpolizei vom 22. Juni 1877 

- Gesetz \.:.ber Ge .. "e.sserunterhal t u;,d viasserbau (Wasserbaugesetz ) vom 14. 
Februar 1989 

- y,'as serb2uveyoYdm:ng vom 15. Nove17.ber J. 989 

- Gesetz [ber See- ~nd Flussufer vom 6. Juni }982 

- Veyordn"..1ng über See- u;)d FL:ssu:er vom 29. J"..:ni i9S3, Aencer..:,ng vom 13. 
November :'985 

VerOranU:19 [ber die An:csen fUr die Schif:ahrt und =en ~aSSE~S?Ort vom 24. 
)J,e.rz 1982 

R..'B Nr. Ol05 '..:..ber die 3ezeicr;nu;,g der Fli..:sse ;,cch J..rt. 11 J..bs. 1 3ö"JG vom 
8. Januar 1986 

- Energiegesetz vom 14. Mai 1981 

- ]ü}gemeine Energieverord;"n.:.ng vom 17. Febrüar 1982 

- Bundesgesetz betref:end die elektrischen Sch~ach- und Starkstromanlagen 
vom 26. Juni 1902 (Elektrizite.tsgesetz) 

- !\o:-,rleitu:-Ji;:sgesetz vom 6. Oktober : 983 

E. 'U"'Y.lort:.LTSCHUTZ, KA7üR- UND HEY.ATSQfJTZ 

- Bundesgesetz ül:>er den U;rr,.;eltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG) 

- ~e.~schutzverordnung vom 15. Dezerr~er 1986 (LSV) 

- Lüftreinhalteverordnung vom 16. Dezerr~er 1985 (LRV) 

- Verord;:,",mg über die Um~eltverträglichJ.:eitsprüfung vom 19. Oktober 1988 
(UVPV) 

- Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz ~ildlebender Se.ugetiere und 
Vögel vom 20. Juni 1986 

- Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 
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- Kantonale Naturschutzverordnung vom 8. Februar 1972 

- Gesetz über die Erhaltung der Kunstcl tertülTier und Urkunoen vom 16. P.6.rz 
:"902 

- Dekret über den archäologischen Dienst vom 23. September 1969 

F. Lk}ffi- UND FORSTWIRTSC>-iA.l<""'T 

- 3'..J:'"!desgesetz über eie Er;,alt'e:ng des bäuerlichen Gn'::-Jc:>esi tzes vom 12. J'c.ni 
~ 951 (EGG) 

- Gesetz ;iber das 2.c.;!c ... 'irtsc:'aftliche 3::>den:recht \'om 5. Deze"oer ::.986 (G:!....3) 

- P.eliorötio:'";sgesetz vom 13. NC'Jerroer 1978 

- 3·..}:~::esgesE-tz -6E-T c':'e rorstpolizei vom 11. Cr:"t.ObEY :902 

- Gesetz über ce.s Forst ... :esen vom 1. Juli 1973 

- Verordnung betreffeno 3auten in Wald~~~e vom 23. Juli 1974 

- B-"::-,desgesetz über oen Erwerb von Gr..Jncstücken o'c.rch Personen im A...:sle.:1d 
vom 16. Dezerroer 1983 

Verordnung zum BG über den I!"""'erb von Gruncs"c;.ie}:en ch.:rch ?erso"en im 
Auslc.nd vom 13. NO',;errber 1985 

- Einfühn:.ngsgesetz Z' .. : .. .'l1 B'..::loesgesetz vom ~6. Deze~er :"983 [ber den Inlerb 
von Grc:"cstUcken dc:rch ?erso;Jen i..-r, .!!\..:sland vom 25. h'Jq'JSt ::'987 

3'J:-,oesgesetz über die J...rbeit in I!'!c'.:strie, Gewerbe ,-,nd !1andel 'vom 13. ( 
~6.rz 1964 

- Gesetz über cie Förcerung oer Wirtschaft vom 12. De2e~er 1971 

- Gewerbegesetz vom 4. Mai 1969 

- Vollziehungsverordnung zum Gewerbegesetz vom 5 .. Zl.pril 1972 

- Ge.stgewerbegesetz vom 11. Februar 1982 

- Bundesgesetz über cas Filmwesen vom 28. September 1962 

- Gesetz über die Vorführung von Filmen vom 17. April 1966 

- Verordnung tiber die gewerbsm6.ssige Ven.'endung von Spielapparaten vom 26. 
September 1973 
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H. FEUER.'POLI ZEI 

- Gesetz über die Gebeudeversiche~~ng vom 6. Juni 1971 

- Dekret über die Feue!"polizei vom 12. Februer 1976 

- Fe'..;erpolizeiveroro;mng vom 2. Juni 1976 

- Einfühn:::;gsgesetz ZJ . .rn Sc:, .... 'eiz. Zivilgesetzb"Jch vom 28. ~ai 1911 

- Ge:neinc3egesetz vom 20. ~ai 1973 

- Ge!7leindeverordnung vom 30. Nove!O.!:ler 1977 

- Crtspolizeidekret vom 27. Jenuer 1920 

- Gesetz über das Ve:r-mess'J;)gswesen vom 18. März 1867 

Dekret "i.i!:>er die 3ereir.iq-Jng cer Gemeindegrenzen :..m alten Ke:-,tonsteil vom 
11. SepteIT~er 1878 

Verorch"c:ng ü!:>er eie 3ereinigung und eie Ve:r;;-,erch·..:ng oer Gemeindegrenzen 
vom 22. Febr-,:ö.r 1879 

L. VE?YAJ-fREN; ?3C"BTSPF.t.EGE 

- Bundesgesetz u.!:>er die OrgaDisction der Bunc3esrechtspf:"ege vom lS. Deze;.~er 

1943 

- Bunoesgesetz t!:>er das Ven:al tungsverfa1-,ren vom 20. Dezerrber 1968 

- Gesetz über die Ven;al tt:ngsrecM.spflege vom 23. Mai 1989 

Gesetz über die Gr":Dcsätze oes ve~v-:al tU:1gsinternen \'erf~~rens sm·:ie die 
Delegötion von Ven;altu;!gsbefugnissen des Regierungsrates vom 7. Juni 1970 

- Verordnung über die Delecation von Ven.'altungs!:>ef"ugnissen ces Regienl:-lgs­
rates vom 15. Mai 1970 

- Bundesgesetz über die Enteignung vom 20. Juni 1930 

- Enteignungsgesetz vom 3. Oktober 1965 
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M. ZIVILSCHUTZ 

BunDesgesetz über Den Zivilschutz vom 23. März 1962 

- Verorcnung Des BunDesrates über Den Zivilschutz vom 27. November 197~ 

- BunDesgesetz über aie baulichen Massna..··HTien im Zivilschutz vom 4. Oktober 
1963 (Schutzbautengesetz) 

- Einführunsssesetz über den Zivilschutz vom 3. Oktober 1965 


